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1. Einführung 
 

Im Rahmen ihres Koalitionsvertrags zur 19. Legislaturperiode haben 

CDU, CSU und SPD am 12. März 2018 das Vorhaben formuliert, die 

Möglichkeiten von befristeten Beschäftigungsverhältnissen deutlich 

einzuschränken. Die Umsetzung dieses Vorhabens könnte immense 

Konsequenzen für Unternehmen und damit letztlich auch für die 

Beschäftigten haben.  

Befristungen werden von Unternehmen insbesondere als Flexibilitäts-

instrument genutzt (vgl. Hohendanner 2010). Insofern beleuchtet diese 

personalökonomische Analyse des Vorhabens der Koalitionsparteien 

zunächst einmal, inwiefern Unternehmen überhaupt einen 

Flexibilitätsbedarf im Personalbestand haben (Abschnitt 2) und einige 

Einflussfaktoren für dessen notwendiges Ausmaß (Abschnitt 3). Erst 

durch Kündigungsschutzregelungen (Abschnitt 4) wird die Diskussion 

um Befristungen von Beschäftigungsverhältnissen überhaupt relevant. 

Die Beurteilung der einschränkenden Wirkungen restriktiverer 

Befristungsmöglichkeiten (Abschnitt 5) muss auch beinhalten, inwiefern 

alternative Anpassungsmöglichkeiten des Personalbestands von 

Unternehmen bestehen und deren Nutzung für Unternehmen umsetzbar 

ist (Abschnitt 6). Dieser Beitrag schließt mit einem kurzen Fazit 

(Abschnitt 7). 

Dabei wird explizit die Situation privatwirtschaftlicher Unternehmen und 

nicht die des öffentlichen Dienstes untersucht. Das ist erstens deswegen 

von Relevanz, weil sich privatwirtschaftliche Unternehmen im 

(internationalen) Wettbewerb befinden. Zweitens ist die öffentliche 

Wahrnehmung (und dadurch gegebenenfalls auch die Initiative des 

Reformvorhabens zu Regelungen befristeter Beschäftigung) über 

besonders arbeitnehmerfeindliche Nutzungen befristeter Beschäftigung 

aber gerade durch Fälle im öffentlichen Dienst und nicht in 

privatwirtschaftlichen Unternehmen bestimmt. Als Beispiel seien in etwa 

befristete Verträge von Lehrern angeführt, die vor den Sommerferien 

auslaufen, bevor der neue Vertrag erst zu Beginn des neuen 

Schuljahres beginnt (z.B. ZeitOnline 2018). 
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2. Personalbestand und Personalbedarf 
 

Privatwirtschaftliche Unternehmen müssen sich im Wettbewerb 

behaupten und entsprechend wirtschaftlich effizient handeln, um Güter 

bzw. Dienstleistungen in gewünschter Menge und Qualität zur richtigen 

Zeit am richtigen Ort zu wettbewerbsfähigen Preisen anbieten und 

absetzen zu können. Insofern muss auch der Personalbedarf sorgfältig 

geplant werden. Ein zu geringer Personalbestand wird dazu führen, 

dass mindestens mittelfristig das Angebot der gewünschten Güter und 

Dienstleistungen nicht sichergestellt werden kann. Ein dauerhaft zu 

hoher Personalbestand würde dem Wirtschaftlichkeitsprinzip 

widersprechen und mindestens langfristig die Existenz von 

Unternehmen gefährden, wenn dauerhaft Kosten nicht durch Erlöse 

gedeckt werden. Übersteigt der Personalbestand den (Brutto-) 

Personalbedarf, wird auch von einer Personalüberdeckung, einem 

negativen Netto-Personalbedarf bzw. einem Personalüberhang 

gesprochen. In diesem Fall würde unwirtschaftlich gearbeitet, da das 

Leistungsprogramm auch mit weniger Personal erreicht werden könnte. 

Eine dann nach sorgfältiger Analyse festgestellte Notwendigkeit eines 

Personalabbaus kann für die Wettbewerbsfähigkeit und schließlich für 

das längerfristige Fortbestehen eines Unternehmens von 

entscheidender Bedeutung sein (vgl. Ridder 2015, S. 95ff; Berthel & 

Becker 2017, S. 302ff). 

Die Planung des Personalbedarfs ist keine einmalige Angelegenheit, 

sondern muss unter dynamischen Rahmenbedingungen regelmäßig 

angepasst werden (vgl. Stock-Homburg 2013, S. 94f). Die Möglichkeit 

der Anpassung des Personalbestands stellt insofern eine Notwendigkeit 

dar, als dass auf geänderte unternehmensinterne bzw. –externe 

Kontextfaktoren reagiert werden können muss. Einerseits beklagen 

einige Unternehmen Fachkräfteengpässe und haben Schwierigkeiten 

entsprechende Rekrutierungen vorzunehmen (vgl. Kettner 2012). 

Andererseits können geänderte Rahmenbedingungen zu auftretenden 

Personalüberhängen führen. Dann können rechtliche Restriktionen die 

Möglichkeiten eines Personalabbaus empfindlich einschränken. Je 
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restriktiver diese Rahmenbedingungen ausfallen, desto höher sind die 

Kosten des Personalabbaus (vgl. z.B. bereits Bentolila & Bertola 1990; 

Bentolila & Saint-Paul 1994). Dies wird dementsprechend auch in Zeiten 

eines eigentlich erwünschten Personalaufbaus berücksichtigt und dann 

entsprechend vorsichtig rekrutiert (vgl. Hackman 2002). 

Es kann festgehalten werden, dass die Möglichkeit den Personal-

bestand an geänderte Rahmenbedingungen anzupassen, eine 

Notwendigkeit für Unternehmen darstellt. Das notwendige Ausmaß 

dieser Flexibilität hängt von der Höhe der (antizipierten) notwendigen 

Änderungen im Personalbedarf im Zeitablauf ab. 

 

 

3. Einflussfaktoren auf den Flexibilitätsbedarf  
 

In einer komplett statischen Umwelt ohne Wettbewerb könnte der 

Personalbedarf nach einmaliger Planung konstant gehalten werden. 

Diese rein theoretische Möglichkeit hat mit der Realität nichts zu tun, in 

der Unternehmen ständig sich ändernden Rahmenbedingungen 

ausgesetzt sind. Insofern ist die Planung des (sich ändernden) 

Personalbedarfs eine dauerhafte Aufgabe. Die Höhe des damit einher 

gehenden Flexibilitätsbedarfs hängt dabei von einer Reihe von 

Einflussfaktoren ab.  

Ein erster Einflussfaktor auf das Ausmaß des Flexibilitätsbedarfs bildet 

die Schärfe des (internationalen) Wettbewerbs, dem sich ein 

Unternehmen ausgesetzt sieht. Je schärfer der Wettbewerb ist, desto 

geringer sind die Margen, die ein Unternehmen realisieren kann. Umso 

weniger können sich diese Unternehmen dann unerwünschte 

Personalüber- oder -unterdeckungen leisten. Dementsprechend groß ist 

→ Flexibilität im Personalbestand ist eine Notwendigkeit, um 
wirtschaftliches Handeln von Unternehmen zu gewährleisten. 
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in diesen Fällen die Notwendigkeit, flexibel auf Änderungen reagieren 

zu können, um weiterhin wirtschaftlich arbeiten zu können (vgl. Valverde 

et al. 2000, Bellmann et al. 2009). 

Saisonale und konjunkturelle Schwankungen bedingen ebenfalls die 

Absatzmöglichkeiten der angebotenen Güter und Dienstleistungen und 

beeinflussen so den Flexibilitätsbedarf. Darauf weist beispielsweise eine 

Studie der Zeppelin Universität zusammen mit dem Fraunhofer-Institut 

für Arbeitswirtschaft und Organisation in Auftrag von Daimler aus Anlass 

der Wirtschaftskrise 2008/2009 hin, in deren Verlauf Umsatzeinbrüche 

im LKW Bereich in Höhe von 50% zu verzeichnen waren (vgl. Abbildung 

1, Porth et al. 2013, im Folgenden: Zeppelin-Studie). Die Unsicherheit 

bezüglich der Absatzmöglichkeiten kann dann noch durch fehlende 

Stabilität in den rechtlich politischen Rahmenbedingungen erhöht 

werden, was wiederum international agierende Unternehmen besonders 

betrifft, wenn z.B. Regelungen in Bezug auf Zölle, Einfuhrbe-

schränkungen, Produktzulassungen oder Eigentumsrechte in für die 

Unternehmen relevanten Ländern geändert werden. 

 

Abbildung 1: Marktvolatilität am Beispiel der Absatzzahlen von LKWs 
pro Monat bei Daimler im Zeitraum 1992 bis 2010 

 

Quelle: Porth et al. (2013, S.5). 
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Außerdem induziert die Bedeutung technologischer Veränderungen 

einen Flexibilitätsbedarf (vgl. Lepak et al. 2003). Erstens führt 

technischer Fortschritt zu Nachfrageänderungen bei den Produkten. So 

können beispielsweise im Automobilbereich elektrische (oder andere) 

Antriebssysteme zu großen Umwälzungen des Marktes bzw. von 

Marktsegmenten führen. Zweitens führen durch technischen Fortschritt 

bedingte Änderungen der Produktionstechnologie zu einem geändertem 

Personalbedarf und entsprechendem Flexibilitätsbedarf. In diesem 

Zusammenhang kann insbesondere auf neue vernetzte Produktions-

systeme hingewiesen werden, die unter dem Begriff Industrie 4.0 

zusammengefasst werden und die zukünftige Organisation 

menschlicher Arbeit immens beeinflussen werden (vgl. z.B. Brettel et al. 

2014). Allgemeine Prognosen sind sicherlich gewagt. Allerdings gibt es 

Stimmen, die in diesem Zusammenhang einen notwendigen Beschäf-

tigungsabbau, gerade in vielen Unternehmen des verarbeitenden 

Gewerbes, erwarten lassen (vgl. Sommer 2015). Unabhängig von 

bisherigen Schwankungen im Personalbedarf bedeutet für viele 

Unternehmen bereits die Unsicherheit über die mittelfristige Entwicklung 

einen signifikanten Flexibilitätsbedarf. 

 

Ein weiterer Einflussfaktor ist in der Unternehmensgröße zu sehen. In 

kleinen Betrieben wirkt sich der zeitweise Ausfall von Beschäftigten 

durch längere Krankheiten oder Elternzeiten beispielsweise viel 

unmittelbarer aus, weil keine Vertretung vorhanden ist. In größeren 

Betrieben sind geeignete Vertretungen dagegen mit größerer 

Wahrscheinlichkeit vorhanden, falls Ausfallzeiten unabhängig 

voneinander auftreten. Dann werden sich diese Risiken eher 

ausgleichen und zu weniger Problemen führen (vgl. Kräkel 1998). 

Einschränkend muss allerdings darauf hingewiesen werden, dass 

Großunternehmen im Regelfall in spezialisierte Abteilungen gegliedert 

sind, deren Beschäftigte ganz unterschiedliche Kompetenzen haben. 



7 
 

Versetzungen bzw. Vertretungen zwischen Abteilungen sind dann viel 

schwerer oder gar nicht realisierbar.  

Die hier vorgenommene Beschreibung einiger der wichtigen 

Einflussfaktoren auf den Flexibilitätsbedarf im Personalbestand erhebt 

keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Sie macht aber bereits deutlich, 

dass nicht alle Unternehmen Flexibilitätsbedarf in gleicher Höhe haben, 

sondern erhebliche Unterschiede auch innerhalb einer Unternehmens-

größenklasse bestehen können.  

Ökonomische Analysen beleuchten den Weg von Deutschland als 

„krankem Mann Europas“ Ende des 20. Jahrhunderts hin zu einem 

„Superstar“. Auch wenn ganz exakte kausale Wirkungen aufgrund des 

komplexen Geflechts der industriellen Beziehungen schwierig sind, wird 

den deregulierend wirkenden Arbeitsmarktreformen in den ersten 

Jahren des neuen Jahrtausends und den damit verbundenen besseren 

Anpassungsmöglichkeiten in diesem Zusammenhang durchaus eine 

gewisse Bedeutung beigemessen (vgl. Rinne & Zimmermann 2012, 

Dustmann et al. 2014). 

 

 

 

 

 

 

 

 

→ Unternehmen haben einen unterschiedlich hohen 
Flexibilitätsbedarf im Personalbestand. 

→ Der Flexibilitätsbedarf kann sich im Laufe der Zeit ändern. 
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4. Einschränkung der Beschäftigungsflexibilität durch 
Kündigungsschutz 
 

Rechtliche Restriktionen schränken Unternehmen in Entscheidungen 

über die Beendigung von Beschäftigungsverhältnissen ein. Diese 

Einschränkungen fallen in Deutschland im Vergleich zu anderen 

Ländern sehr hoch aus. So bewertet die OECD den Kündigungsschutz 

für unbefristet Beschäftigte als in Deutschland besonders ausgeprägt 

innerhalb aller untersuchten Länder der EU im Jahr 2013 (siehe 

Abbildung 2). Keines dieser anderen Länder hat demnach einen 

restriktiveren Kündigungsschutz. 

Der zugrunde liegende Index beinhaltet erstens starke Einschränkungen 

bei der Durchsetzung des Personalabbaus durch Entlassungen in 

Deutschland. Zweitens geht in den Index auch ein, welche Kosten z.B. 

in Form von Abfindungszahlungen mit Entlassungen verbunden sind. 

Neben der Rigidität ist das deutsche Kündigungsschutzrecht durch 

seine Unbestimmtheit charakterisiert (vgl. Franz 2009, S. 221f). 

Umfangreiche Kommentierungen belegen, dass verschiedene 

individuelle und betriebliche Kontextfaktoren Gerichtsentscheidungen 

beeinflussen (vgl. z.B. Ascheid et al. 2017). Jahn und Schnabel (2003) 

zeigen auf, dass im Jahr 2001 bei über einem Viertel der Fälle von 

Entlassungen eine Kündigungsschutzklage eingereicht wurde und in 

circa 80% dieser 250.000 Fälle zugunsten der Arbeitnehmer 

entschieden wurde. Die Zahl der Kündigungsschutzklagen hat über die 

Zeit dabei deutlich zugenommen (vgl. Wagner & Jahn 2004, S. 285).  
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Abbildung 2: Stärke der Regulierung von Entlassungen und damit 
verbundenen Kosten für Unternehmen in Ländern der EU 
sowie der USA im Jahr 2013 (Index) 

 

Anmerkungen: Zusammenfassender Index von insgesamt 21 Items in den Bereichen 
prozedurale Restriktionen, Kündigungsfristen, Abfindungszahlungen. * Werte 
aus 2014 (Großbritannien, Slowenien), ** Werte aus 2015 (Kroatien, Litauen). 
Keine Daten für Bulgarien, Malta, Rumänien und Zypern vorhanden. 

Quelle: Eigene Darstellung basierend auf OECD (2018a). 

  

1.17

1.59

2.07

2.07

2.07

2.17

2.26

2.28

2.3

2.32

2.39

2.39

2.41

2.42

2.44

2.52

2.66

2.69

2.74

2.79

2.82

2.91

2.94

2.95

2.98

USA

Großbritannien *

Estland

Ungarn

Irland

Finnland

Slowakei

Spanien

Kroatien **

Dänemark

Polen

Slowenien *

Griechenland

Litauen **

Österreich

Schweden

Tschechien

Portugal

Luxemburg

Italien

Frankreich

Lettland

Niederlande

Belgien

Deutschland



10 
 

 

In vielen Fällen werden den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 

Abfindungszahlungen zugestanden, deren Höhe auch unter Berück-

sichtigung der Betriebszugehörigkeitsdauer und der vorherigen 

Entlohnung sehr unterschiedlich ausfällt (vgl. Jahn 2005, Grund 2006, 

Goerke & Pannenberg 2010). Daran konnte auch die Aufnahme eines 

Referenzpunktes einer Abfindung in Höhe von 0,5 Monatsgehältern pro 

Jahr der Betriebszugehörigkeitsdauer in § 1a KSchG zum Jahr 2004 nur 

bedingt etwas ändern (vgl. Goercke & Pannenberg 2011). Jahn (2004) 

weist aus, dass Abfindungszahlungen im Durchschnitt circa 1% der 

Lohnkosten aller Unternehmen ausmachen. Im Fall von Sozialplänen 

werden dann Unternehmen, die sich ohnehin in einer schwieriger 

wirtschaftlichen Situation befinden, durch die Entschädigungszahlungen 

weiter belastet (vgl. Franz 2009, S. 222). 

Die anfallenden Kosten der Entlassungen von unbefristet beschäftigten 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern werden Unternehmen 

antizipieren und entsprechend vorsichtig rekrutieren. Die vorhandene 

Unsicherheit bezüglich der Konsequenzen von Entlassungen wird diese 

Vorsicht noch steigern und eine Barriere für Neueinstellungen darstellen 

(vgl. z.B. Donges et al. 2004). Unternehmen werden also entweder 

eigentlich notwendige Rekrutierungen in vielen Fällen gar nicht 

vornehmen oder aber versuchen, ihren Flexibilitätsbedarf durch 

Alternativen zu decken. Die (zunächst) befristete Beschäftigung von neu 

eingestellten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern bietet sich dabei 

als naheliegende Alternative an. Tatsächlich finden Boockmann & 

Hagen (2001) eindeutige empirische Hinweise für eine verstärkte 

Nutzung von Befristungen mit steigendem Kündigungsschutz. 

 

→ Der rigide Kündigungsschutz schränkt die notwendige Flexibilität 
im Personalbestand in der Bundesrepublik Deutschland immens 
ein. 
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5. Befristungen als Möglichkeit der Anpassung des 
Personalbestands 
 

Ohne Kündigungsschutzregelungen gäbe es keine Diskussion um 

Befristungen, weil dann de facto jedes Beschäftigungsverhältnis als 

befristet anzusehen wäre bis zu dem Zeitpunkt, an dem eine Partei eine 

Trennung wünscht (vgl. Kalleberg 2000). Wenn aber die Möglichkeiten 

von Entlassungen unbefristet Beschäftigter stark eingeschränkt sind und 

Unsicherheit über den mittelfristigen Personalbedarf herrscht, liegt es 

nahe, einen Teil der neu eingestellten Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmer zunächst mit befristeten Arbeitsverträgen auszustatten, 

um flexibel auf sich ändernde Bedingungen reagieren zu können. 

Befristeten Beschäftigungen wird dann auch eine Sprungbrettfunktion 

hin zu unbefristeter Beschäftigung zugeschrieben (vgl. Booth et al. 

2002). Schäfer (2010) betrachtet auf Basis von Daten des sozio-

ökonomischen Panels Übergänge im Erwerbsstatus in Deutschland von 

2003 bis 2008 und weist eine große Bedeutung dieser Sprungbrett-

funktion nach. 

Die Anpassungskosten fallen in diesem Fall für die Unternehmen 

deutlich geringer aus als im Fall unbefristeter Beschäftigung (vgl. Goux 

et al. 2001). Das Teilzeit- und Befristungsgesetz (TzBfG) definiert für die 

Bundesrepublik Deutschland Voraussetzungen für Befristungen, welche 

die Entscheidungsfreiheit von Unternehmen einschränken. So sind 

sachgrundlose Befristungen lediglich für den Zeitraum von insgesamt 

zwei Jahren möglich. Der Begriff der Sachgrundlosigkeit ist dabei 

insofern bereits restriktiv, als dass ein genereller Flexibilitätsbedarf eben 

nicht als Sachgrund im Gesetz genannt wird.  

Die OECD weist für Deutschland im Jahr 2017 einen Anteil befristeter 

Beschäftigung von 12,8% aus, der damit unter dem Durchschnitt der EU 

28 liegt (14,3%, vgl. OECD 2018b). Die zugrunde liegende Definition der 

OECD umfasst neben Beschäftigungen nach dem TzBfG allerdings 

auch Auszubildende sowie Beschäftigte in Zeitarbeit (vgl. OECD 2018c) 
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und ist insofern für die Diskussion an dieser Stelle nicht ganz passend. 

Der Anteil der Beschäftigten mit befristeten Verträgen ohne 

Auszubildende und Zeitarbeitnehmer schwankt in Deutschland seit 

Beginn des 21. Jahrhunderts um einen Anteil von 8% (Statistisches 

Bundesamt 2018a). Nach einem Hoch im Jahr 2010 (9,2%) ist der Anteil 

in den letzten Jahren recht stabil bei knapp 8 %. Der Anteil ist unter den 

jüngeren Beschäftigten dabei höher als unter den Älteren (vgl. Hobler et 

al. 2017). Bei knapp der Hälfte der Fälle handelt es sich dabei um 

sachgrundlose Befristungen (vgl. Hohendanner 2018 bzw. Tabelle 1). 

Beim Unterschied zwischen Betriebsgrößen bis zu 74 Beschäftigten und 

den größeren Betrieben ist zu berücksichtigen, dass in Kleinbetrieben 

mit nicht mehr als 10 Beschäftigten das Kündigungsschutzgesetz nicht 

greift und daher auch viel weniger Notwendigkeit für Befristungen 

besteht. Gleiches gilt für Unternehmen in den ersten vier Jahren ihres 

Bestehens, in denen keine Einschränkungen bezüglich Befristungen 

gelten (§ 14 (2a) TzbfG). Ohne derartige Ausnahmeregelungen wurde 

die Nutzung befristeter Beschäftigung in Portugal insbesondere in 

jungen, wachsenden Unternehmen festgestellt, während etablierte 

Unternehmen davon in deutlich geringerem Umfang Gebrauch machen 

(Damas de Matos & Parent 2016).  

Ein Großteil dieser Befristungen geht dabei auf Neueinstellungen 

zurück. Im Jahr 2017 wurden 41% der Neueinstellungen (zunächst) 

befristet vorgenommen. Im gleichen Jahr ist der Anteil innerbetrieblicher 

Übernahmen aus befristeter Beschäftigung auf immerhin 42% gestiegen 

(von 30% im Jahr 2009, vgl. Deutscher Bundestag 2018 auf Basis von 

Auswertungen der IAB-Stellenerhebung bzw. des IAB-Betriebspanels).  
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Tabelle 1: Befristungen nach Betriebsgröße 

 Sachgrundlose  
Befristungen 

Alle Befristungen 

2013 2013 2016 
Betriebsgröße In Tsd. Anteil 

in % 
In Tsd. Anteil 

in % 
In Tsd. Anteil 

in % 
 
1 bis 74  
Beschäftigte 

 
484 

 
2,7 

 
1.065 

 
5,8 

 
1.056 

 
5,5 

 
75 und mehr 
Beschäftige 

 
828 

 
5,1 

 
1.674 

 
10,0 

 
1.810 

 
10,2 

 
Gesamt 
 

 
1.312 

 
3,8 

 
2.739 

 
7,8 

 
2.866 

 
7,8 

 
Anmerkungen: Informationen über sachgrundlose Befristungen liegen nur für 
das Jahr 2013 vor. Die Anteile der befristeten Beschäftigungsverhältnisse 
beziehen sich auf die im IAB-Betriebspanel erfasste Gesamtbeschäftigung 
ohne Auszubildende. 
 
Quelle: Hohendanner (2018) auf Basis des IAB-Betriebspanels 2013 und 

2016.  
 

 

Im Koalitionsvertrag von CDU/CSU und SPD zur 19. Legislaturperiode 

ist angedacht, Befristungsmöglichkeiten weiter einzuschränken. Neben 

einer Reduzierung der Dauer sachgrundloser Befristungen von 24 auf 

18 Monate steht auch ein Schwellenwert für einen maximalen Anteil 

befristet Beschäftigter im Raum (vgl. Bundesregierung 2018, S. 52): 

 

„Wir wollen den Missbrauch bei den Befristungen abschaffen. Deshalb 

dürfen Arbeitgeber mit mehr als 75 Beschäftigten nur noch maximal 2,5 

Prozent der Belegschaft sachgrundlos befristen. Bei Überschreiten dieser 

Quote gilt jedes weitere sachgrundlos befristete Arbeitsverhältnis als 

unbefristet zustande gekommen. Die Quote ist jeweils auf den Zeitpunkt der 

letzten Einstellung ohne Sachgrund zu beziehen.“ 
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Zunächst einmal ist darauf hinzuweisen, dass die Begriffe Arbeitgeber 

und Beschäftigte einer Konkretisierung bedürfen (vgl. auch 

Hohendanner 2018). Unter dem Begriff Arbeitgeber könnte entweder ein 

Betrieb oder ein Unternehmen verstanden werden. Bezüglich des 

möglichen absoluten Schwellenwerts beschäftigter Arbeitnehmer wäre 

aus Arbeitgebersicht wünschenswert, wenn hier Betriebe und nicht 

Unternehmen gemeint sind. Dann könnten aber auch bewusste 

Aufspaltungen eines Unternehmens in mehrere Betriebe die Folge sein, 

um nicht vom Gesetz betroffen zu sein (vgl. dazu auch Giesen 2018). 

Andererseits könnten sich bei Relevanz des Gesamtunternehmens 

unterschiedliche Befristungsquoten in verschiedenen Betrieben 

zumindest theoretisch ausgleichen. Allerdings ist in der Praxis fraglich, 

inwiefern das wirklich punktgenau über Betriebe hinweg geplant werden 

kann. Zudem ist zu fragen, ob die Anzahl an Personen unabhängig von 

ihrer Arbeitszeit oder im Sinne von Vollzeitäquivalenten gemeint ist. Eine 

befristet beschäftigte 50%-Teilzeitkraft dürfte dann auch nur zur Hälfte 

zur Befristungsquote zählen. Auszubildende sollten hier nicht zu den 

Beschäftigten zählen. 

In jedem Fall wäre als Konsequenz ein Großteil der Betriebe 

gezwungen, den Anteil befristeter Beschäftigung deutlich zu reduzieren. 

Für die Zukunft bedeutete diese Einschränkung, dass ein wichtiges 

notwendiges Flexibilitätsinstrument nur noch sehr eingeschränkt zur 

Verfügung steht. Der tatsächlich relevante Schwellenwert für die 

Unternehmen dürfte dann noch unter den 2,5% liegen, da der 

Personalbestand auch aufgrund von Arbeitnehmerfluktuation variiert. So 

könnte ein Betrieb mit 200 Beschäftigten, von denen bisher vier 

sachgrundlos befristet sind, eigentlich eine weitere zusätzliche Person 

befristet einstellen. Wenn im Zuge des Rekrutierungsprozesses 

allerdings zwei Beschäftigte kündigen und das Unternehmen verlassen, 

wäre plötzlich der Schwellenwert ohne weiteres Zutun des 

Unternehmens überschritten. Noch größer würde die Unsicherheit, 

wenn auch Elternzeiten und Teilzeitbeschäftigungen für die Berechnung 

relevant würden. Die zukünftig noch breiteren Möglichkeiten der 

arbeitnehmerinitiierten Inanspruchnahme zeitweiser Teilzeit würde die 
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Unsicherheit auf Arbeitgeberseite dabei noch erhöhen. Diese 

Unsicherheit würde für Betriebe in der Nähe des Schwellenwertes zu 

einer (noch) vorsichtigeren Rekrutierungspolitik führen. Empirische 

Evidenz für entsprechende Einstellungshemmnisse aufgrund von 

Unsicherheit bezüglich der rechtlichen Lage haben Cappelari et al. 

(2012) im Zuge der Reform von Befristungsmöglichkeiten in Italien im 

Jahr 2001 gefunden.  

Auch allgemein kann aus personalwirtschaftlicher Perspektive 

konstatiert werden, dass die Nutzung eines willkürlichen Schwellenwerts 

für die absolute Beschäftigtenzahl, ab der ein mögliches Gesetz greifen 

soll, insbesondere aber ein genereller prozentualer Höchstwert befristet 

Beschäftigter gesetzgebungstechnisch wenig zweckmäßig bis untaug-

lich erscheint. In Abschnitt 3 dieses Beitrags wurden bereits einige 

wichtige Einflussfaktoren auf die Höhe des Flexibilitätsbedarfs 

angesprochen. Diese sind für unterschiedliche Unternehmen in ganz 

unterschiedlicher Höhe ausgeprägt, so dass ein allgemein gültiger 

Flexibilitätsbedarf nicht beziffert werden kann. Insofern kann die 

tatsächliche Befristungsquote in einem Unternehmen auch nicht als 

Indikator für eine möglicherweise „missbräuchliche“ Nutzung von 

Befristungen, sondern vielmehr als ein Flexibilitätsbedarfsmaß 

herangezogen werden. 

In jedem Fall sind aber die im Koalitionsvertrag genannten 2,5% so 

niedrig angesetzt, dass dem Flexibilitätsbedarf eines Großteils der 

Unternehmen nicht entsprochen wird. Dass der Flexibilitätsbedarf 

schnell in einem zweistelligen Prozentbereich der Belegschaft liegen 

kann, soll anhand des folgenden Beispiels erläutert werden: 
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Auch in der bereits in Abschnitt 3 erwähnten Zeppelin-Studie werden für 

Daimler realistische Szenarien für Flexibilitätsbedarfe weit jenseits von 

10% der Belegschaft identifiziert (Porth et al. 2013). Diese Beispiele 

verdeutlichen zusammen mit der vorangegangenen Argumentation 

bereits, dass eine Verschärfung der Befristungsmöglichkeiten bei 

gleichzeitig bestehendem restriktivem Kündigungsschutz problem-

behaftet ist.  

Als Konsequenz steht es den Unternehmen zunächst einmal offen, unter 

Inkaufnahme höherer zukünftiger Anpassungskosten bisher befristete 

 

Ein IT Unternehmen ist in den letzten Jahren gewachsen und 

beschäftigt derzeit 100 Personen. Das Geschäft ist geprägt von 

personalintensiven Großaufträgen. Derzeit werden 10 dieser Projekte 

für Kunden auf der ganzen Welt parallel bearbeitet. Trotz einiger 

stärker werdender Wettbewerber ist es gelungen, den Zuschlag für 

vier weitere Großprojekte zu gewinnen, die in den nächsten Monaten 

starten müssten. Ein Abschluss der ersten der 10 bisherigen Projekte 

ist erst in einem Jahr vorgesehen. Die Auftragslage in zwei Jahren ist 

ungewiss. 

In dieser Situation sehen drei der Beschäftigten Elternfreuden 

entgegen und haben eine einjährige Elternzeit angekündigt. Ob sie im 

Anschluss daran in Voll- oder Teilzeit zurückkehren oder ihre Auszeit 

noch verlängern, steht noch nicht fest. Zwei Beschäftigten haben sich 

in den letzten Wochen für zunächst zwei bzw. drei Monate 

krankgemeldet. Der Zeitpunkt der Rückkehr an ihren Arbeitsplatz ist 

ungewiss. 
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Arbeitsverträge zu entfristen oder diese nicht mehr zu verlängern. Die 

Bedeutung der zweiten Alternative wird insbesondere für Unternehmen 

mit hohem Flexibilitätsbedarf relevant sein und kann weder im Interesse 

von Beschäftigten noch Politik sein. Dann kann es als Alternative zu 

nicht mehr möglichen befristeten Beschäftigungen auch zu anderen 

Formen der Anpassung kommen. Auch in der Zeppelin-Studie werden 

aufgrund des Flexibilitätsbedarfs Vorschläge für einen effektiven 

vorausschauenden Instrumenten-Mix abgeleitet (vgl. Porth et al. 2013). 

Dieser Mix umfasst neben der Nutzung befristeter Beschäftigungs-

verhältnisse auch weitere Maßnahmen. 

Dabei stellt sich aus Unternehmenssicht grundsätzlich die Frage, ob 

diese alternativen Möglichkeiten hinreichend attraktiv sind. Zudem ist 

zumindest bei einem Teil der möglichen Alternativen fragwürdig, ob 

diese Arbeitnehmerinteressen und die Intention des Gesetzgebers 

widerspiegeln, wenn eine Einschränkung der sachgrundlosen Befristung 

tatsächlich durchgesetzt werden sollte.  

Diese weiteren Anpassungsmöglichkeiten werden im nächsten 

Abschnitt beleuchtet. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

→ Eine allgemeine gesetzliche Befristungsobergrenze in Prozent 
der Belegschaft erscheint aufgrund der ganz unterschiedlichen 
Unternehmenssituationen wenig zweckmäßig. 

→ Die konkret geplante Einschränkung von Befristungsmöglich-
keiten widerspricht dem Flexibilitätsbedarf eines Großteils der 
Unternehmen. 
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6. Alternative Möglichkeiten der Anpassung des 
Personalbestands 
 

Grundsätzlich können Anpassungen des Personalbestands über die 

Arbeitsstunden pro Beschäftigtem und die Anzahl der Beschäftigten 

vorgenommen werden. Mögliche räumliche Anpassungen (Standort-

entscheidungen) sowie Anpassungen in der Produktionstechnologie 

(Substitution von Beschäftigten durch Software/Maschinen) werden in 

dieser Analyse nicht weiter beleuchtet. 

Zunächst einmal existiert grundsätzlich eine Reihe von Anpassungs-

möglichkeiten über die Arbeitsstunden pro Beschäftigtem, bei denen 

allerdings die Mitbestimmungsmöglichkeiten des Betriebsrates berück-

sichtigt werden müssen. Anstelle der Rekrutierung neuer befristeter 

Beschäftigter wäre erstens eine Anpassung über Mehrarbeit von 

Beschäftigten denkbar. Hierbei entstehen Unternehmen allerdings 

zusätzliche Kosten, wenn Überstundenzuschläge gezahlt werden 

müssen. In Fällen, in denen die Arbeitszeit nicht erfasst wird (z.B. 

Vertrauenarbeitszeitsysteme), kommt es zwar nicht unbedingt 

unmittelbar zu kurzfristig höheren Lohnkosten für die Unternehmen (vgl. 

z.B. Haipeter et al. 2002). Allerdings wird nicht entgoltene Mehrarbeit 

weder von Beschäftigten noch von der Politik gewünscht sein. Im Fall 

eines zeitweisen Personalüberhangs könnten auch Arbeitszeitkonten 

als Anpassungsinstrument genutzt werden, um vorherige Überstunden 

auszugleichen (Herzog-Stein & Zapf 2014, Herzog-Stein et al. 2018). 

Die zunächst einmal theoretisch denkbare Möglichkeit einer 

arbeitgeberinitiierten Änderung der Arbeitszeit der Arbeitnehmer in 

Teilzeit zu Vollzeit (bzw. umgekehrt, vgl. Stock-Homburg 2013, S. 292f)) 

ist praktisch in den allermeisten Fällen aufgrund rechtlicher 

Einschränkungen und entgegengesetzter Präferenzen der 

Arbeitnehmer ausgeschlossen. Anpassungen die zunächst einmal den 

Präferenzen der Beschäftigten entsprächen, würden von den 

Unternehmen wiederum nur sehr vorsichtig umgesetzt, da sie kaum 

rückgängig zu machen wären. Im Gegenteil führt das von der 

Bundesregierung am 18. Oktober 2018 beschlossene Gesetz zur 
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Brückenteilzeit dazu, dass Autonomie über Arbeitszeiten weiter in 

Richtung der Arbeitnehmerseite verschoben wird und so den 

Flexibilitätsbedarf auf Arbeitgeberseite in Betrieben mit mehr als 45 

Beschäftigten erhöht. Eine allgemeine Anpassung der wöchentlichen 

Arbeitszeit (beispielsweise von 35 auf 40 Stunden) stehen ebenfalls 

individualrechtliche Fragen und tarifliche Restriktionen entgegen. 1  

Eine weitere Form der Anpassung über Arbeitsstunden der bereits 

Beschäftigten stellt die Möglichkeit von Kurzarbeit dar, von der vor 

allem im Rahmen der letzten Wirtschaftskrise in großem Umfang 

Gebrauch gemacht wurde (vgl. Brenke et al. 2013). Da die Arbeitnehmer 

dabei Einkommensverluste in Kauf nehmen müssen, scheint die 

Nutzung von Kurzarbeit als generelles Flexibilitätsinstrument wenig 

geeignet. Zudem erschweren rechtliche Restriktionen dessen 

dauerhaften Einsatz. Für die Unternehmen entstehen zusätzliche 

Kosten, weil sie für Zeiten von Kurzarbeit die Sozialversicherungs-

beiträge alleine tragen müssen (§ 249, Abs. 2, SGB V), ohne dass dem 

in dieser Zeit entsprechende produktive Arbeitszeiten der Beschäftigten 

gegenüberstehen. Schließlich kann es nicht Zweck der Kurzarbeit sein, 

dass die Bundesagentur für Arbeit über die Gewährung von 

Kurzarbeitergeld als Entgeltersatzleistung den allgemeinen Flexibilitäts-

bedarf von Unternehmen subventioniert. 

Neben der Anpassung über die Arbeitsstunden kann Flexibilität 

grundsätzlich auch über die Anzahl an Beschäftigten erreicht werden. 

Bei einem Personalüberhang könnte dabei zunächst ein Einstellungs-
stopp in Verbindung mit der Nutzung der natürlichen Fluktuation in 

Form von Arbeitnehmerkündigungen und Verrentungen erwogen 

werden (vgl. Ridder 2015, S. 120f; Berthel & Becker 2017, S. 472f). Zwar 

werden die Renteneintritte der in den 60er Jahren des 20. Jahrhunderts 

geborenen geburtenstarken Jahrgänge der Babyboomer-Generation in 

den nächsten Jahren im Allgemeinen für Anpassungsmöglichkeiten 

sorgen (vgl. Statistisches Bundesamt 2018b). Einzelne Unternehmen 

                                                
1 Für eine detaillierte und facettenreiche rechtsgutachterliche Stellungnahme zur 

geplanten Reform des Befristungsrechts sei auf Giesen (2018) verwiesen. 
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werden aber in ganz unterschiedlicher Weise von dieser Entwicklung 

betroffen sein. Zudem werden in vielen Fällen die Unternehmens-

bereiche mit Personalüberhang nicht mit den bisherigen Tätigkeiten der 

austretenden Beschäftigten übereinstimmen. 

Wenn die natürliche Fluktuation zur Anpassung des Personalbestands 

nicht ausreicht, könnten Unternehmen grundsätzlich Aufhebungs-
verträge anbieten (vgl. Scholz 2013, S. 620f; Berthel & Becker 2017, S. 

474f). Damit diese hinreichend attraktiv sind, müssten erhebliche 

Abfindungszahlungen Bestandteil der Angebote sein und die 

betroffenen Arbeitnehmer realistische Chancen auf eine neue 

Beschäftigung bei einem anderen Arbeitgeber haben bzw. kurz vor der 

Verrentung stehen. So sind dann in der Praxis auch bei angenommenen 

Aufhebungsverträgen deutliche höhere Abfindungen zu beobachten, als 

das bei individuellen Entlassungen oder Betriebsstilllegungen der Fall ist 

(vgl. Jahn 2005, S. 291). Arbeitgeberinitiierte Outplacementaktivitäten 

im Sinne von finanzierten Dienstleistungen für ausscheidende 

Mitarbeiter als professionelle Hilfe zur beruflichen Neuorientierung 

könnten als flankierende Maßnahmen dienen, um die Wahrscheinlich-

keit zu erhöhen, den betroffenen Beschäftigten in einen neuen Job zu 

vermitteln (vgl. Pull 2008, Alewell & Hauff 2013, Scholz 2013, S. 617). 

Dies könnte zwar gegebenenfalls die Annahmewahrscheinlichkeit auf 

Arbeitnehmerseite erhöhen, würde aber gleichzeitig zusätzliche Kosten 

nach sich ziehen. Als prinzipielles Flexibilitätsinstrument sind 

Aufhebungsverträge daher kaum geeignet.  

Teilweise werden befristete Beschäftigungen und Leih- bzw. Zeitarbeit 
(auch Arbeitnehmerüberlassung) als komplementäre zentrale Elemente 

der Beschäftigungsflexibilität von Unternehmen gesehen (vgl. Kalleberg 

2000, Bellmann et al. 2009). Die Bedeutung von Zeitarbeit ist in den 

letzten Jahrzehnten in Deutschland deutlich gestiegen (vgl. Spermann 

2011) und weist eine zyklische Komponente auf (vgl. Jahn & Bentzen 

2012). Ende des Jahres 2017 waren gut eine Millionen Personen in 

Deutschland in Zeitarbeitsunternehmen beschäftigt (Bundesagentur für 

Arbeit 2018). Die Kosten der Nutzung von Zeitarbeit sind relativ hoch, 

weil die Entleihunternehmen große Aufschläge auf die eigentlichen 
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Löhne der Zeitarbeitnehmer erheben. Genaue Relationen in den 

direkten Lohnkosten zwischen befristeten und unbefristeten 

Beschäftigten anhand von empirischen Studien sind kaum zu finden. 

Schwaab (2009) stellt qualitative Kostenüberlegungen im Vergleich zu 

befristeter und unbefristeter Beschäftigung innerhalb des Unternehmens 

an und verweist auf geringere Rekrutierungs-, Administrations- und 

Personalzusatzkosten der Zeitarbeit gegenüber höheren direkten 

Stundenkosten, die das Entleihunternehmen in Rechnung stellt. 

In vielen Fällen wird Zeitarbeit als mögliches Substitut für befristete 

Beschäftigung schon aus Kostenaspekten ausscheiden. Aber auch 

politisch ist eine mögliche Substitution augenscheinlich nicht erwünscht, 

wie schon in der Novellierung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes 

(AÜG) im Jahr 2017 zum Ausdruck kommt. So will die Bundesregierung 

bei den möglichen Einschränkungen von befristeten Arbeitsverhält-

nissen zukünftig auch vorherige Zeiten in Leiharbeit berücksichtigen 

(Bundesregierung 2018, S. 52): 

„Auf die Höchstdauer [der Befristung] von fünf Jahren wird bzw. werden auch 

eine oder mehrere vorherige Entleihung(en) des nunmehr befristet 

eingestellten Arbeitnehmers durch ein oder mehrere Verleihunternehmen 

angerechnet. Ein erneutes befristetes Arbeitsverhältnis mit demselben 

Arbeitgeber ist erst nach Ablauf einer Karenzzeit von drei Jahren möglich.“ 

 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die prinzipiell 

denkbaren alternativen Flexibilitätsinstrumente für Anpassungen des 

Personalbestands in keinem Fall die Einschränkungen der Kombination 

aus umfassendem Kündigungsschutz und restriktiveren Befristungs-

möglichkeiten werden ausgleichen können. Einerseits sprechen höhere 

Kosten aus Unternehmenssicht dagegen. Andererseits dürfte der 

Großteil der Alternativen auch den Präferenzen der Beschäftigten 

widersprechen, die dann anstelle einer befristeten Anstellung gar keine 

oder eine unattraktivere Beschäftigung hätten.  
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7. Fazit 
 

Der grundsätzliche Flexibilitätsbedarf von Unternehmen bezüglich des 

Personalbestands ist unstrittig. Er ist der Höhe nach zwischen 

Unternehmen unterschiedlich ausgeprägt. Befristete Beschäftigungs-

verhältnisse bilden, insbesondere vor dem Hintergrund des in der 

Bundesrepublik Deutschland rigiden Kündigungsschutzes, ein wichtiges 

Instrument der Anpassung. Es ist für viele Unternehmen naheliegend 

und wichtig, einen Teil der Belegschaft (zunächst einmal) befristet 

anzustellen, um die Flexibilität nicht vollständig einzubüßen. Dieses 

Instrument würde bei Umsetzung des im Koalitionsvertrag 

beschriebenen Vorhabens erheblich eingeschränkt. Es ist gerade nicht 

möglich, einen für alle Unternehmen geltenden Flexibilitätsbedarf in 

Prozent der Belegschaft generell zu beziffern. Der Anteil befristeter 

Beschäftigung eines Unternehmens ist daher kein geeigneter Indikator 

für mögliche arbeitnehmerfeindliche Beschäftigungspolitik. Die Nennung 

überhaupt einer entsprechenden prozentualen Höchstgrenze für 

sachgrundlos befristete Beschäftigungen geht insofern an der 

Zielsetzung des Vorhabens vorbei. Eine konkrete Höchstgrenze von 

2,5% der Beschäftigten wäre für ein Großteil der Unternehmen eine 

erhebliche Einschränkung. Dies auch deshalb, weil ein Ausweichen auf 

theoretisch denkbare alternative Flexibilitätsinstrumente wie beispiels-

weise Zeitarbeit oder Kurzarbeit in vielen Fällen aus Unternehmenssicht 

nicht sinnvoll sind, ebenfalls rechtlichen Restriktionen unterliegen und 

auch aus Arbeitnehmersicht nicht erwünscht sind.   

→ Einschränkungen von Befristungsmöglichkeiten würden 
Unternehmen veranlassen, die Nutzung alternativer 
Flexibilitätsinstrumente zu prüfen. 

→ Alternative Flexibilitätsinstrumente sind für einen Großteil der 
Fälle wenig attraktiv, da sie zusätzliche Kosten verursachen. Sie 
widersprechen zudem oft den Interessen der Beschäftigten und 
sind mit rechtlichen Restriktionen verbunden. 
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